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Wir zeigen an, dass wir den Kläger vertreten. Eine Vollmacht in Kopie liegt bei, Anlage K 0. 

Namens und in Vollmacht des Klägers beantragen wir 

die Beklagte zu verpflichten, 

dem ablehnenden Bescheid der Beklagen vom 28. Mai 2018 in Form des Wider­

spruchsbescheids der Beklagten vom 17. August 201 8  aufzuheben und dem Kläger 

Einsicht zu gewähren in sämtliche Direktnachrichten (sogenannte DMs), die der Twit­

ter-Account der Beklagten in den Jahren 2016, 2017 und 2018 versandt und erhalten 

hat. 

A. Sachverhalt 

Der Kläger ist freier Journalist, Projektleiter bei FragDenStaat und Mitglied der Open Know­

ledge Foundation, einem gemeinnützigen Verein, der sich für offenes Wissen, offene Daten, 

Transparenz und Beteiligung einsetzt. 

Am 20. Mai 201 8  beantragte der Kläger Zugang zu den streitgegenständlichen Nachrichten. 

Beweis: Schreiben vom 20. Mai 2018, Anlage K 1 

Mit Schreiben vom 28. Mai 2018 lehnte die Beklagte den Antrag mit der Begründung ab, dass 

Direktnachrichten kein Verwaltungshandeln und damit keine amtlichen Informationen seien. 

Beweis: Schreiben vom 28. Mai 2018, Anlage K 2 

Hiergegen legte der Kläger am 2. Juni 2018 Widerspruch ein. 

Beweis: Schreiben vom 2. Juni 2018, Anlage K 3 

Der Widerspruchsbescheid wurde von der Beklagten mit Schreiben vom 17. August 2018 zu­

rückgewiesen. 

Beweis: Schreiben vom 17. August 2018, Anlage K 4 

Daher ist nun Klage geboten. 
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B. Rechtliche Würdigung 

Die Klage ist zulässig und begründet. 

I. Zulässigkeit 

Der Verwaltungsrechtsweg nach § 40 Abs. A VwGO ist eröffnet. Die streitentscheidenden 

Normen des IFG, UIG, VIG und GG sind solche des öffentlichen Rechts. 

Das Verwaltungsgericht Berlin ist gem. §§ 45, 52 Nr. 5 VwGO zuständig, da die Beklagte ihren 

Sitz in Berlin hat. 

Die Verpflichtungsklage ist gem. § 42 Abs. 1 Vor. 2 VwGO statthaft, da der Kläger einen An­

spruch auf Informationszugang aus § 1 Abs. 1 IFG, § 3 Abs. 1 UIG, § 2 VIG, Art. 5 Abs. 1 S. 1 HS 

2 GG und Art. 10 EMRK hat. 

Der Kläger ist nach § 42 Abs. 2 VwGO klagebefugt, da er geltend machen kann, in seinen 

Rechten aus§ 1 Abs. 1 S.1 IFG, § 3 Abs. 1 UIG, § 2 VIG, Art. 5 Abs. 1 S. 1 HS 2 GG und Art. 10 

EMRK verletzt zu sein. 

Das erforderliche Vorverfahren nach§ 68 Abs. 1, 2 VwGO ist durchgeführt. 

II. Begründetheit 

Die Klage ist begründet, da der Kläger einen Anspruch auf die streitgegenständlichen Unter­

lagen hat. 

1 .  Anspruch aus§ 1 Abs. 1 IFG 

Nach§ 1 Abs. 1 S. 1 IFG hat jeder nach Maßgabe dieses Gesetzes gegenüber den Behörden 

des Bundes einen Anspruch auf Zugang zu amtlichen Informationen. 

a) Anspruchsberechtigter 

Der Kläger ist als natürliche Person "jeder" im Sinne des § 1 Abs. 1 IFG. 

b) Anspruchsverpflichtete 

Das Bundesministerium des Inneren, für Bau und Heimat ist eine Behörde des Bundes. Bundes­

behörden sind Behörden der unmittelbaren und mittelbaren Bundesverwaltung. 
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Berger/Partsch/Roth/Scheel, IFG, 2. Auflage 2013, § 1 Rn. 36 

Das Bundesministerium des Inneren, für Bau und Heimat ist eine Behörde der unmittelbaren 

Bundesverwaltung und damit eine auskunftsverpflichtete Stelle im Sinne der Vorschrift. 

c) Amtliche Information 

Eine amtliche Information gemäß § 2 Nr. 1 S. 1 IFG ist jede, amtlichen Zwecken dienende Auf­

zeichnung, unabhängig von der Art ihrer Speicherung. 

Umfasst sind Schriften, Tabellen, Diagramme, Bilder, Pläne und Karten sowie Tonaufzeichnun­

gen, die elektronisch, akustisch, optisch oder anderweitig gespeichert sind. 

BT-Drs. 15/4495, 9 

Darunter fallen auch Direktnachrichten auf Twitter. 

Der Einwand der Beklagten, die streitgegenständlichen Twitter-Nachrichten seien nicht "ak­

tenrevelant" und bräuchten deshalb nicht herausgegeben werden, verfängt nicht. 

Eine Behörde ist verpflichtet, einen Geschehensablauf wahrheitsgetreu und vollständig zu 

dokumentieren, was als Grundlage für die kontinuierliche Wahrnehmung der Rechts- und 

Fachaufsicht gilt und für die parlamentarische Kontrolle des Verwaltungshandelns. 

Vgl. BVerwG Beschluss vom 16.3.1 988-1 B 153/87, juris, Rn. 11 

Entgegen der Auffassung der Beklagten kommt es im IFG gerade nicht auf den Zugang zu 

Akten an, sondern zu amtlichen Informationen. Dabei ist die Amtlichkeit weit zu verstehen, 

aufgrund des Gesetzeszwecks des IFG, ausgenommen sind davon nur Informationen, die 

ausschließlich und eindeutig privater Natur sind. ( Hervorhebung vom Verfasser) 

Schach, IFG, 2. Auflage, München 2016, § 2, Rn. 53 , 55. 

Weiter kommt es bei der Amtlichkeit einer Information nicht auf den Bezug zu einem konkre­

ten Verwaltungsvorgang an. 

VG Berlin Urteil vom 8.9.2009- 2 A 8/07, juris, Rn. 1 9; VG Regensburg Gerichtsbescheid 

vom 4.11 .201 4- RN 9 K 1 4/488, juris, Rn. 37. 

Das erkennende Gericht führt dazu aus: 
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"Amtlich sind solche Informationen, die in Erfüllung amtlicher Tätigkeit angefallen sind. 

Dabei kommt es weder auf die Art der Verwaltungsaufgabe noch auf die Handlungs­

form der Verwaltung an. Unerheblich ist deshalb, ob die begehrten Informationen ho­

heitliches, schlicht-hoheitliches oder fiskalisches Behördenhandeln betreffen. Auch ein 

Bezug zu einem konkreten Verwaltungsvorgang ist nicht erforderlich." ( Hervorhebung 

vom Verfasser] 

VG Berlin Urteil vom 26.6.2009- 2 A 62/08, juris, Rn. 24. 

Laut Hausordnung des BMI (unter 2.1, Anlage K 5) gilt als dienstliche Nutzung die aktive Kom­

munikation über die vom BMI betriebenen Profile und Accounts sowie jegliche Äußerung im 

Namen des BMI in sozialen Medien. Außerdem betreibt das BMI den Twitter-Kanal, um unter 

anderem Ziele der Öffentlichkeitsarbeit zu erreichen. Auch lässt das BMI auf seinen sozialen 

Kanälen Kommentare und Direktnachrichten von Nutzern zu. 

Beweis: Schreiben des BMI auf FragDenStaat vom 5. April 201 8, Anlage K 6 

Zudem nutzt die Beklagte, entgegen ihrer Aussage, Direktnachrichten für Verwaltungshan­

deln. 

Beweis: Twitterverlauf, Anlage K 7 

Die Beklagte artikuliert die Auffassung, dass der soziale und technische Wandel ihr "informelle 

Kommunikationswege" eröffne, auf der .. keine rechtlich verbindliche Kommunikation geführt 

werde" (Widerspruchsbescheid, dort unter Ziff. 2.). Dabei verkennt die Beklagte, dass es ihr 

verwehrt ist, darüber zu bestimmen, wann ein Kommunikationsweg .. formell" oder "informell" 

ist bzw. wann eine Kommunikation "rechtlich verbindlich" ist und wann nicht. Es gibt für eine 

rechtsstaatlich verfasste Behörde keinen "informellen" Kommunikationsweg. Jedes staatliche 

Handeln ist Handeln unter dem Diktat und der Vorgabe des Rechts - auch Twitter­

Nachrichten oder SMS. 

Verweigert die Beklagte konsequent und pauschal die Einsicht in Direktnachrichten, führte 

das zu einer Aushebelung der Kontrolle der Verwaltung. Es bestünde die Gefahr einer Flucht 

in die "Privat"- Direktnachricht um relevante Inhalte vor Außenstehenden zu verbergen. Dies 

widerspricht schon den rechtsstaatliehen Grundsätzen einer Verwaltungsführung aus Art. 41 

GRCh, des Weiteren dem Rechtsstaatsprinzip aus Art. 20 Abs. 3 GG, dem Transparenzgebot 

des § 2 RegR und ebenso der Kontrolle der Verwaltung durch die Öffentlichkeit. ln einer de­

mokratischen Informationsgesellschaft ist es eine Voraussetzung, dass die Verwaltung trans­

parent und nachvollziehbar handelt. Eine der Zielsetzungen des Gesetzgebers mit dem IFG ist, 

dass dieses vor allem der demokratischen Meinungs- und Willensbildung dienen solle. 

"Der Zugang zur Information und die Transparenz behördlicher Entscheidungen ist eine 

wichtige Voraussetzung für die effektive Wahrnehmung von Bürgerrechten. Dies gilt 

angesichts der wachsenden Informationsmacht des Staates heute mehr denn je. Le-
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bendige Demokratie verfangt, dass die Bürger die Aktivitäten des Staates kritisch be­

gleiten, sich mit ihnen auseinandersetzen und versuchen, auf sie Einfluss zu nehmen." 

BT-Drs. 15/4493 , 6 

Damit dies eingehalten werden kann, dürfen behördeninterne Direktnachrichten via Twitter 

nicht pauschal vom Zugang ausgeschlossen werden. Daher sind Direktnachrichten als amtli­

che Information einzustufen. 

d) Keine Entwürfe und Notizen, § 2 Nr. 1 S. 2 IFG 

Entwürfe in diesem Sinne sind vorläufige Gedankenskizzen, die nach der Vorstellung des Ver­

fassers noch weiter bearbeitet werden sollen und deshalb noch nicht als Beleg für seine Auf­

fassung oder eine von ihm angestrebte Entscheidung verstanden werden können. Notizen in 

diesem Sinne sind zur Stützung des Gedächtnisses gefertigte Aufzeichnungen, die allein Zwe­

cken des Verfassers dienen, etwa zur Vorbereitung später zu fertigender Vermerke, Stellung­

nahmen, Entscheidungen oder Berichte. Verlässt ein Schreiben ein Referat oder Dezernat, 

liegt eine endgültige Festlegung des Behördenwillens zumeist bereits vor. 

OVG NRW Beschluss vom 7. 1.2015- 1 B 1260/14, juris, Rn. 26 

Eine bereits verschickte Direktnachricht kann nicht mehr weiter bearbeitet werden, womit 

kein Entwurf vorliegt. Sie kann durch das Versenden auch nicht mehr dem alleinigen Zweck 

des Verfassers zur Vorbereitung dienen und ist somit auch keine Notiz. Denn mit einer bereits 

verschickten Direktnachricht liegt eine endgültige Festlegung auf den Inhalt vor. 

e) Keine Ausschlussgründe nach § 3 IFG 

Ein Ausschlussgrund gemäß § 3 Nr. 7 IFG besteht nicht, da sich der Kläger im Schreiben vom 

20. Mai 2018 damit einverstanden erklärte, personenbezogene Daten zu schwärzen, soweit 

erforderlich (bv Anlage K 1 ) . 

Andere Ausschlussgründe nach § 3 IFG wurden von der Beklagten nicht geltend gemacht 

und sind auch nicht ersichtlich. 

Damit hat der Kläger einen Anspruch auf die streitgegenständlichen Informationen aus § 

Abs. 1 IFG. 

2. Anspruch aus § 3 Abs. 1 UIG 

Der Kläger hat einen Anspruch aus § 3 Abs. 1 UIG auf die streitgegenständlichen Informatio­

nen. 
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Nach § 3 Abs. 1 S. 1 UIG hat jede Person nach Maßgabe dieses Gesetzes Anspruch auf freien 

Zugang zu Umweltinformationen, über die eine informationspflichtige Stelle im Sinne des § 2 

Absatz 1 verfügt, ohne ein rechtliches Interesse darlegen zu müssen 

Andere Ansprüche auf Zugang zu Informationen bleiben davon unberührt, § 3 Abs. 1 S. 2 UIG. 

a) Anspruchsberechtigter 

Der Kläger ist als natürliche Person "jede Person" im Sinne der Norm. 

b) Anspruchsverpflichtete 

Anspruchsverpflichtet sind die Regierung und andere Stellen der öffentlichen Verwaltung, § 2 

Abs. 1 Nr. 1 S. 1 UIG. Die Beklagte ist als eine Stelle der öffentlichen Verwaltung (Bundesbe­

hörde) eine informationspflichtige Stelle im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 1 S. 1 UIG. 

c) Umweltinformationen 

Umweltinformationen sind in § 2 Abs. 3 UIG legaldefiniert. Der Kläger beantragt nur Zugang zu 

Informationen nach § 3 Abs. 1 UIG, die Umweltinformationen betreffen. 

d) Ausschlussgründe 

Ausschlussgründe nach § 8 UIG sind von der Beklagten weder geltend gemacht, noch sind 

sie ersichtlich. Als Ausschlussgrund käme höchstens § 9 Abs. 1 Nr. 1 UIG in Frage. Da der Kläger 

aber schon in die Schwärzung personenbezogener Daten eingewilligt hat (bv Anlage K 1), ist 

dieser Ausschlussgrund aber nicht einschlägig. 

Damit liegen keine Ausschlussgründe nach § §  8, 9 UIG vor. 

Somit hat der Kläger auch einen Anspruch auf die streitgegenständlichen Direktnachrichten, 

sofern sie Umweltinformationen enthalten, aus § 3 Abs. 1 UIG. 

3. Anspruch aus § 2 VIG 

Der Kläger hat auch einen Anspruch auf Informationszugang nach § 2 VIG. 
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Danach hat jeder nach Maßgabe dieses Gesetzes Anspruch auf freien Zugang zu allen Da­

ten über Informationen (Nr. 1 - 7), die bei einer Stelle im Sinne des Absatzes 2 unabhängig 

von der Art ihrer Speicherung vorhanden sind. 

a) Anspruchsberechtigter 

Der Kläger ist jeder im Sinne des § 2 VIG. 

b) Anspruchsverpflichtete 

Die Beklagte ist eine auskunftspflichtige Stelle im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 1 a). 

c) Verbraucherinformationen 

Der Kläger beantragt nach § 2 VIG nur Zugang zu Verbraucherinformationen, die von § 1 Nr. 

1 und 2 VIG umfasst sind. 

d) Ausschlussgründe 

Ausschlussgründe sind weder dargetan noch ersichtlich. Auch § 3 Nr. 2 a) ist nicht einschlä­

gig, da der Kläger einer Schwärzung der personenbezogenen Daten (bv Anlage K 1) zuge­

stimmt hat. 

Der Kläger hat auch einen Anspruch auf Zugang zu Direktnachrichten, die Verbraucherinfor­

mationen enthalten aus § 2 VIG. 

4. Anspruch aus Art. 5 Abs. 1 S. 1 HS 2 GG 

Die Klägerin hat auch einen Anspruch aus Art. 5 Abs. 1 S. 1 HS 2 GG. 

Die Informationsfreiheit aus Art. 5 Abs. 1 S. 1 HS 2 GG schützt nach der herrschenden Ansicht 

den Zugang zu allgemein zugänglichen lnformationsquellen. Allgemein zugänglich ist eine 

Informationsquelle dann, wenn sie geeignet und bestimmt sei, der Allgemeinheit, also einem 

individuell nicht bestimmbaren Personenkreis, Informationen zu verschaffen. 

BVerfGE 27, 71 (83): 33, 52 (65); 47, 246 (252): 90, 27 (32); 103, 44 (60); Bethge, in: Sachs, 

GG, Art. 5, Rn. 59a; v.d. Decken, in: Schmidt-8/eibtreu/Hofmann/Henneke, GG, Art. 5, 

Rn. 15. 

Das Grundrecht gewährleiste grundsätzlich nur das Recht, sich ungehindert aus einer solchen 

für die allgemeine Zugänglichkeit bestimmten Quelle zu unterrichten. Fehle es an dieser Be­

stimmung, sei die Informationsbeschaffung nicht vom Grundrecht der Informationsfreiheit 

geschützt. Dementsprechend umfasse das Grundrecht einen gegen den Staat gerichtetes 

Recht auf Informationszugang dann, wenn eine im staatlichen Verantwortungsbereich lie­

gende Informationsquelle auf Grund rechtlicher Vorgaben zur öffentlichen Zugänglichkeit 
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bestimmt sei. Lege der Gesetzgeber die grundsätzliche Zugänglichkeit von staatlichen Vor­

gängen und damit zugleich deren Öffnung als Informationsquelle fest, werde in diesem Um­

fang auch der Schutzbereich der Informationsfreiheit eröffnet; dieser sei mithin normgeprägt. 

VGH Rheinfond-Pfalz Beschluss vom 27. 10.20 17- VGH B 37 I 16, juris, Rn. 13. 

Dieses dogmatische Argument überzeugt aber spätestens mit dem Urteil des BVerwG vom 

20.2.2013 nicht mehr. Dieses hatte bei einer Presseanfrage nach der Weiterbeschäftigung von 

NS-Eiiten beim BND nach Ablehnung des bis dahin fünfzig Jahre lang geltenden Iandesrecht­

Iichen Presseauskunftsrechts gegen Bundesbehörden überraschend einen verfassungsunmit­

telbaren Auskunftsanspruch aus Art. 5 Abs. 1 GG abgeleitet und damit das Dogma der Ver­

neinung jeglichen Leistungsanspruchs aus Art. 5 beendet. 

BVerwG, Urteil vom 20.2.2013- 6  A 2/12, NVwZ 20013, 1006 ff. Nazis beim BND. 

Mit der Einführung der Informationsfreiheitsgesetze (wie IFG, VIG und UIG) wird außerdem der 

Zugang zu Informationen der öffentlichen Verwaltung nicht nur gesetzlich gewährleistet, son­

dern auch vom Grundrecht der in Art. 5 Abs. 1 S. 1 HS. 2 GG normierten Informationsfreiheit 

umfasst. Der Gesetzgeber übe sein Bestimmungsrecht aus und aktiviere damit das Grund­

recht der Informationsfreiheit. 

Rossi, Informationszugangsfreiheit und Verfassungsrecht S. 215. 

Damit ist auch der Schutzbereich des Art. 5 Abs. 1 S. 1 HS 2 GG für die durch die Informations­

freiheitsgesetze eröffneten Unterlagen eröffnet. 

Der Kläger hat somit auch einen Anspruch auf Informationszugang aus Art. 5 Abs. 1 S. 1 HS 2 

GG. 

5. Anspruch aus Art. 10 EMRK 

Der Kläger hat auch einen Anspruch aus Art. 10 EMRK: 

Der EGMR hat Art. 10 EMRK zu einem Leistungsanspruch auf Information entwickelt. Der EGMR 

hat ein Recht auf Zugang für die Presse und NGOs, wie auch für Einzelpersonen, die diese 

Information an Dritte weitergeben wollen, festgestellt. 

EGMR Urteil vom 8.11 .2016 RS 1 8030/11 - Magyar He/sinki Bizottsag gegen Ungarn, 

Rn. I 56 

Der EGMR bejaht also gerade für die Gruppe von Antragstellern einen lnformationszugangs­

anspruch, denen die herkömmliche Ansicht, weil sie nur "agitieren" wollen, 

Lepper, Die staatlichen Archive und ihre Benutzung, DVB/ 1 963, 315 (31 9), 

den Zugang verweigern wollte. Denn gerade diese Personen üben nach Ansicht des EGMR 

eine für die Demokratie wesentliche Rolle als "pub/ic watchdog" aus. 

Der EGMR unterscheidet seit seinem Urteil von April 2010 bei der Anwendung von Art. 10 EMRK 

nicht mehr zwischen Journalisten oder Privatpersonen. Entscheidend sei vielmehr, ob eine 
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Angelegenheit von öffentlichem Interesse betroffen ist und dass die Mitteilung nicht unter 

einem Pseudonym veröffentlicht wird. 

EGMR, Urt. v. 22. April 2010- 40984!07 Rosarote Panther v Tschechien 

Mit der Entscheidung Magyar Helsinki v. Hungary aus 2016 hat der EGMR Art. 10 EMRK als An­

spruchsgrundlage eines Informationszugangsanspruchs bestätigt. 

EGMR Urteil vom 8. 11.2016- RS 18030/11 Magyar Helsinki v. Hungary, Rn. 156, AfP 2017, 

139, (140). 

Dies setze allein voraus, dass mit dem Informationsersuchen verbunden sei, journalistisch oder 

durch Beiträge zur öffentlichen Willensbildung tätig werden zu wollen. Die Rolle des Antrag­

stellers als "watch dog" sei entscheidend und die Information müsse zugänglich und verfüg­

bar sein. Damit erkennt der EGMR Art. 10 Abs. 1 S. 2 EMRK als Leistungsrecht des Bürgers auf 

Zugang zu Informationen gegenüber dem Staat an, wenn die erlangte Information zum 

Zweck der Meinungsbildung veröffentlicht wird. 

EGMR Urteil vom 8. 11.2016- RS 18030/11 Magyar Helsinki v. Hungary, Rn. 156, AfP 2017, 

139, (140). 

Der Kläger arbeitet als freier Journalist und für die Open Knowledge Foundation e. V. Er 

möchte die streitgegenständlichen Informationen zum Zwecke der Meinungsbildung der Öf­

fentlichkeit zugänglich machen. Er ist damit als "watch-dog" zu sehen. Die Informationen 

liegen der beklagten auch vor, da sie bei ihr entstanden sind und damit .. ready and availab­

le". Das Anliegen des Klägers besteht in der Transparenz der Verwaltung, offenen Daten und 

offenem Wissen, woran auch die Öffentlichkeit ein gesteigertes Interesse hat. 

Somit hat der Kläger auch einen Anspruch aus Art. 10 EMRK. 

Rein vorsorglich weisen wir darauf hin, dass das Bundesverfassungsgericht in seiner Entschei­

dung vom 30. Juni 2015 ausgeführt hat, dass es eine Verletzung des rechtlichen Gehörs dar­

stellt, wenn ein Gericht sich in den Entscheidungsgründen nicht mit der Rechtsprechung des 

Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte und Art. 10 EMRK auseinandersetzt, obwohl 

hierzu vorgetragen worden ist. 

BVerfG, Stattgebender Kammerbeschluss vom 30. Juni 2015 - 2 BvR 433/15, juris, 

Rn. 9-10. 

Wir rügen bereits jetzt die Verletzung von Art. 5 Abs. 1 S. 1 HS 2 GG und Art. 10 EMRK. 

-- L 
Rechtsanwalt 



VOLLMACHT 

Herr Arne Semsrott 
Open Knowledge Foundation Deutschland e.V. 

Singerstraße 109, 10179 Berlin 

erteilt hiermit 

Partsch & Partner Rechtsanwälte 
Kurfürstendamm 50 

1 0707 Berlin 

Vollmacht 

i. S. Semsrott ./ . Bundesministerium des lnnern 

1. zur Prozessführung (u. a. nach §§ 80 ff. ZPO) einschließlich der Befugnis zur Erhebung und 
Zurücknahme von Widerklagen, 

2. zur Vertretung in sonstigen Verfahren und bei außergerichtlichen Verhandlungen aller 
Art, 

3. zur Begründung und Aufhebung von Vertragsverhältnissen und zur Abgabe von einseiti­
gen Willenserklärungen (z. B. Kündigungen). 

Die Vollmacht gilt für alle Instanzen und erstreckt sich auch auf Neben- und Folgeverfahren 
aller Art (z. B. Arrest und einstweilige Verfügung, Kostenfestsetzung, und Zwangsvollstreckungs­
, Interventions-, Zwangsversteigerungs-, Zwangsverwaltungs-, und Hinterlegungsverfahren 
sowie Konkurs- und Vergleichsverfahren über das Vermögen des Gegners). Sie umfasst insbe­
sondere die Befugnis, Zustellungen zu bewirken und entgegenzunehmen, die Vollmacht ganz 
oder teilweise auf andere zu übertragen (Untervollmacht), Rechtsmittel einzulegen, zurückzu­
nehmen oder auf sie zu verzichten. Den Rechtsstreit oder außergerichtliche Verhandlungen 
durch Vergleich, Verzicht oder Anerkenntnis zu erledigen. Geld, Wertsachen und Urkunden, 
insbesondere auch den Streitgegenstand und die von dem Gegner, von der Justizkasse oder 
von sonstigen Stellen zu erstattenden Beträge, entgegenzunehmen. 

Zustellungen werden nur an die Bevollmächtigten erbeten. 

Berlin, den 17. September 20 1 8  



Twitter-Direktnachrichten (DMs) des Ministeriums-Accounts 

Von: Arne Semsrott 

An: Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat <ZI4@bmi.bund.de> 

Datum: 20. Mai 2018 08:20 

Via: E-Mail 

URL: https:/ /fragdenstaat.de/a/29951#nachricht-93754 

Betreff: Twitter-Direktnachrichten (DMs) des Ministeriums-Accounts [#29951] 

Antrag nach dem IFG/UIG/VIG 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

bitte senden Sie mir Folgendes zu: 

Sämtliche Direktnachrichten (sog. DMs), die der Twitter-Account Ihres Ministeriums in den Jahren 
2014, 2015, 2016, 2017 und 2018 versendet und erhalten hat. Personenbezogene Daten können Sie 
schwärzen, soweit dies erforderlich ist. 

Dies ist ein Antrag auf Zugang zu amtlichen Informationen nach § 1 des Gesetzes zur Regelung des 
Zugangs zu Informationen des Bundes (IFG) sowie § 3 Umweltinformationsgesetz (UIG), soweit 
Umweltinformationen im Sinne des § 2 Abs. 3 UIG betroffen sind, sowie § 1 des Gesetzes zur 
Verbesserung der gesundheitsbezogenen Verbraucherinformation (VIG), soweit Informationen im Sinne 
des§ 1 Abs. 1 VIG betroffen sind. 

Sollte der Informationszugang Ihres Erachtens gebührenpflichtig sein, möchte ich Sie bitten, mir dies 
vorab mitzuteilen und detailliert die zu erwartenden Kosten aufzuschlüsseln. Meines Erachtens handelt 
es sich um eine einfache Auskunft. Gebühren fallen somit nach§ 10 IFG bzw. den anderen Vorschriften 
nicht an. Auslagen dürfen nach BVerwG 7 C 6.15 nicht berechnet werden. 

Ich verweise auf§ 7 Abs. 5 IFG/§ 3 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 UIG/§ 4 Abs. 2 VIG und bitte Sie, mir die 
erbetenen Informationen so schnell wie möglich, spätestens nach Ablauf eines Monats zugänglich zu 
machen. Kann diese Frist nicht eingehalten werden, müssen Sie mich darüber innerhalb der Frist 
informieren. 

Ich bitte Sie um eine Antwort per E-Mail gemäß § 1 (2) IFG. Sollten Sie für diesen Antrag nicht 
zuständig sein, bitte ich Sie, ihn an die zuständige Behörde weiterzuleiten und mich darüber zu 
unterrichten. Ich widerspreche ausdrücklich der Weitergabe meiner Daten an Dritte. 

Ich möchte Sie um eine Empfangsbestätigung bitten und danke Ihnen für Ihre Mühe! 

Mit freundlichen Grüßen, 

Arne Semsrott 
Open Knowledge Foundation Deutschland e.V. 
a.semsrott.3ypgs39veh@fragdenstaat.de 

Postanschrift 
Arne Semsrott 
Open Knowledge Foundation Deutschland e.V. 
c/o Open Knowledge Foundation Deutschland e.V., Singerstraße 109, 10179 Berlin 

Rechtshinweis: Diese E-Mail wurde über den Webservice https:/ /fragdenstaat.de versendet. Antworten 
werden ggf. im Auftrag der Antragstellenden automatisch auf dem Internet-Portal veröffentlicht. Falls 
Sie noch Fragen haben, besuchen Sie https:/ /fragdenstaat.de/hilfe/fuer-behoerden/ 
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Twitter-Direktnachrichten (DMs) des Ministeriums-Accounts 

Von: Frag den Staat <mail@fragdenstaat.de> (Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat) 

An: "Arne Semsrott (Open Knowledge 
<a.semsrott.3ypgs39veh@fragdenstaat.de> 

Datum: 28. Mai 2018 12:22 

Via: E-Mail 

URL: https:/ /fragdenstaat.de/a/29951#nachricht-93753 

Betreff: Bescheid zum IFG Antrag vom 20. Mai 2018 

Anhänge: • OCR_image2018-05-28-132455.pdf 

Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 
Referat Z I 4 - Az.: 13002/4#1595 

Sehr geehrter Herr Semsrott, 

Foundation 

zur Beantwortung Ihres IFG-Antrages vom 20. Mai 2018 übersende ich Ihnen 
den beigefügten Bescheid zu Ihrer Unterrichtung. 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
Karlheinz Bettlage 
Referat Z I 4 (Justiziariat, Anwendung IFG/IWG) 
Bundesministerium des lnnern, für Bau und Heimat 
Alt-Moabit 140, 10557 Berlin 
E-Mail: IFG@bmi.bund.de 
Internet: www.bmi.bund.de 
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Bundesministerium 
des Innern, für Bau 
und Heimat 

Bundesm•msterium des lnnern. lür Bau und He.mat 11014 Bertin 

Herrn 

Arne Semsrott 

Open Knowledge Foundation 
Deutschland e.V. 

Singerstraße 9 
10179 Berlin 

arme.semsrott@okfn.de 

Betreff: Informationsfreiheitsgesetz 

hier: Twitter-Direktnachrichten (DMs) des Ministeriums-
Accounts [#29951] 

Bezug: Ihr Antrag vom 20. Mai 2018 

Aktenzeichen: Z I 4-13002/4#1595 
Berlin, 28. Mai 2018 
Seite 1 von 2 

Sehr geehrter Herr Semsrott, 

Anlage k.2 

f'AUSANSCHRIF f 

All-Moabit 140 
10557 Berlin 

OSTANSCHRIFT 

11014 Berlin 

T L +49 30 18 681-11519 
FAX +49 30 18 681-55038 

IFG@bmi.bund.de 

www.bmi.bund de 

mit Antrag vom 20. Mai 2018 bitten Sie auf der Grundlage des Informationsfreiheits­

gesetzes (IFG) um Übersendung folgender Unterlagen: 

"Sämtliche Direktnachrichten /sog. OMs) die der Twitter-Account Ihres Ministeriums 

in den Jahren 2014, 2015,2016,2017 und 2018 versendet und erhalten hat." 

Hierzu teile ich Ihnen folgendes mit: 

Das Bundesministerium des lnnern, für Bau und Heimat betreibt seit Mai 2016 einen 

Twitter-Kanal. Die dort bislang eingegangenen Direktnachrichten (DMs) ergaben 

nicht die Notwendigkeit eines Verwaltungshandelns. Vielmehr wurden/werden mit 

anderen Nutzern flüchtige, häufig tagesaktuelle Informationen ausgetauscht 

Entsprechende Informationen wären erst dann aktenrelevant, wenn die entsprechen­

de Information aufgrund Ihrer besonderen Bedeutung Bestandteil eines Vorgangs 

würde bzw. ein weiteres Verwaltungshandeln ausgelöst hätte. 

ZUSTELL· UNO UEFERANSCHRIFT lngeborg-Drew�tz-Allee 4. 1055i Berlin 
VERKEHRSANBINDUI>;G S + U Bahnhof Hauptbahohof 



Berlin, 28.05.2018 
Seite 2 von 2 

Dies war hier nicht der Fall, die bisherigen DMs waren nicht aktenrelevant, es han­

delt sich somit nicht um amtliche Informationen i.S.d. § 1 Nr. 1 IFG. 

Ein Informationszugang auf nicht "veraktete" Kommunikation ist nach dem IFG nicht 

geboten. 

Mit freundlichen Grüßen 

Hinweis zum Datenschutz 

Bei der Bearbeitung wurden bzw. werden von Ihnen personenbezogene Daten verarbeitet. 

Welche Daten zu welchem Zweck und auf welcher Grundlage verarbeitet werden, ist abhängig von 

Ihrem Anliegen und den konkreten Umständen. Weitere Informationen hierzu und über Ihre Be­

troffenenrechte finden Sie in der Datenschutzerklärung 

https://www.bmi.bund.de/DE/service/datenschutz/datenschutz node.html des Bundesministeriums 

des lnnern, für Bau und Heimat. 



Twitter-Direktnachrichten (DMs) des Ministeriums-Accounts 

Von: Arne Semsrott 

An: BMI (per Briefpost) 

Datum: 2. Juni 2018 14:57 

Via: Briefpost 

URL: https:/ /fragdenstaat.de/a/29951#nachricht-93756 

Betreff: Widerspruch Az.: ZI4-13002/4#1595 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

.Anlage, 

gegen Ihren Bescheid mit dem Zeichen ZI4-13002/4#1595 vom 28. Mai 2018 lege ich Widerspruch ein. 

Das Betreiben des BMI-Twitter-Kanals sowie das Versenden von DMs stellt Verwaltungshandeln dar. 
Das BMI betreibt nach eigenen Angaben den Twitter-Kanal, um u.a. Ziele der Öffentlichkeitsarbeit zu 
erreichen (vgl. Arbeitspapier "Social Media im Bundesministerium des Innern (BMI)", online verfügbar 
unter https:/ /fragdenstaat.de/files/foi/91889/bmi_ifg_arbeitspapier.pdf). Darin ist geregelt: "BMI 
lässt auf seinen sozialen Kanälen Kommentare und Direktnachrichten von Nutzern zu." 

Die Hausanordnung zur "Nutzung von sozialen Medien im BMI" regelt die dienstliche Nutzung von 
sozialen Medien, zu denen explizit auch Twitter gehört (vgl. 
https:/ /fragdenstaat.de/files/foi/91889 /bmi_ifg_hausanordnung. pdf). 

Die begehrten Informationen sind also Aufzeichnungen, die gemäß § 2 Nr. 1 amtlichen Zwecken dienen. 
Die Art der Speicherung sowie eine möglicherweise nicht erfolgte "Veraktung" ist für die Auskunft nicht 
wesentlich (vgl. Schoch, IFG, 2016, Rn. 13 ff.). In diesem Zusammenhang ist unerheblich, ob eine 
"Veraktung" hätte vorgenommen werden müssen. 

Ich bitte Sie erneut um Zugang zu den begehrten Informationen. Andernfalls werde ich ihn gerichtlich 
durchsetzen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Arne Semsrott 
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Von: 

An: 

Twitter-Direktnachrichten (DMs) des Ministeriums-Accounts 

BMI (Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat) 

Arne Semsrott (per Briefpost) 

Datum: 17. August 2018 08:53 

Via: Briefpost 

URL: https: I I fragdenstaat. del al29951 #nachricht-1 0363 7 

Betreff: Twitter Direktnachrichten des Ministeriumsaccounts 

Anhänge: • bmi-twitter-widerspruchsbescheid. pdf 

Sehr geehrter Herr Semsrott, 

.Anlage lZ '-+ 

Sie haben mit Antrag vom 20. Mai 2018 auf der Grundlage des Informationsfreiheitsgesetzes (IFG) 
Informationszugang beantragt zu "Sämtlichen Direktnachrichten, sogenannten DMs, die der Twitter 
Account des Ministeriums in den Jahren 2014, 2015, 2016, 2017 und 2018 versendet und erhalten hat". 

Daraufhin wurde Ihnen mit Schreiben des BMI vom 28. Mai 2018 mitgeteilt, dass das Ministerium des 
lnnern, für Bau und Heimat seit Mai 2016 einen Twitter-Kanal betreibt, der sich jedoch auf den 
Austausch flüchtiger, tagesaktueller Informationen beschränkt und bisher nicht als aktenrelevant 
angesehen und veraktet wird. Dagegen wenden Sie sich mit Ihrem Widerspruch vom 2. Juni 2018. 

Widerspruchs bescheid 
1. Der Widerspruch gegen den Bescheid des Bundesministeriums des lnnern 
vom 28. Mai 2018 wird zurückgewiesen. 
2. Als Widerspruchsführer haben Sie die Kosten des Widerspruchsverfahrens mit 
Ausnahme der dem Bundesministerium des lnnern entstandenen Aufwendungen zu trager1. 
3. Für die Bearbeitung des Widerspruchs wird eine Gebühr in Höhe von 30 € 

erhoben. 

Begründung 
1. 
Der Widerspruch ist zulässig, aber unbegründet. Der IFG-Bescheid vom 28. Mai 
2018 ist rechtmäßig und verletzt Sie als Antragsteller nicht in Ihren Rechten. 
Über Twitter ausgetauschte Direct Messages (DMs) wären erst dann aktenrelevant, wenn die 
entsprechende Information aufgrund ihrer Bedeutung Bestandteil eines Vorgangs werden würde bzw. 
weiteres Verwaltungshandeln ausgelöst hätte. Soweit Sie sich in Ihrem Widerspruch auf ein 
Arbeitspapier des Ministeriums zu Twitter sowie interne Regelungen zur dienstlichen Nutzung sozialer 
Medien berufen, beziehen sich diese Vorschriften auf aktenrelevantes Verwaltungshandeln und nicht­
wie vorliegend - auf rechtlich irrelevante Korrespondenz mit der Sociai-Media-Redaktion des 
Ministeriums, die das grundsätzlich öffentliche Mikro-Biogging Massenkommunikationsmittel Twitter 
mit einer Funktion für vertrauliche Kommunikation (Direct Messages, DMs) in der Art privater 
SMS-Kurznachrichten nutzt. Informationszugang zu nicht verakteter Kommunikation ist durch das 
IFG nicht geboten. Dies lässt sich bereits dem Wortlaut des § 2 Nr. 1 IFG entnehmen, wonach 
"Entwürfe und Notizen, die nicht Bestandteil eines Vorgangs werden sollen", nicht zur amtlichen 
Information gehören, zu der Informationszugang gewährt werden soll. 

2. 
Die hier vorliegende Kommunikation ist mit SMS-Kurznachrichten vergleichbar: Zu ihnen hat sich der 
Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (BfDI) in seinem 4. 
Tätigkeitsbericht auf Seite 61162 geäußert und unter dem Gliederungspunkt 5.22 ausgeführt: "Ein 
Informationszugang auf (noch) im Endgerät gespeicherte, noch nicht " veraktete" Kommunikation ist 
dagegen nach dem IFG nicht geboten." Wenn die Verwaltung dem sozialen und technischen Wandel 
nachgibt und informelle Kommunikationswege eröffnet, auf denen für jedermann ersichtlich keine 
rechtlich verbindliche Kommunikation geführt wird, muss sie derartige Korrespondenz nicht mit der 
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gleichen Sorgfalt verakten und zu den Akten nehmen wie traditionelle papierschriftliche 
Kommunikation. 

3. 
Selbst wenn es sich um veraktungswürdige Verwaltungsinformationen handeln würde, wäre der 
Informationszugang nach§ 3 Nr. 7 IFG wegen vertraulich übermittelter Informationen ausgeschlossen, 
da das Interesse des Dritten an einer vertraulichen Behandlung im Zeitpunkt des Antrags auf 
Informationszugang noch fortbesteht. Diese Auslegung ist unter der Geltung der EU Datenschutz 
Grundverordnung (EU DSGVO) geboten: 
Wenn sich Bürger des Kommunikationsmittels Twitter bedienen, das grundsätzlich der 
Massenkommunikation angehört, sich dabei aber bewusst einer nicht öffentlichen Direct Message (DM) 
bedienen, geben sie mit der Wahl dieser vertraulichen Kommunikationsvariante in einem grundsätzlich 
öffentlichen, dem öffentlichen Austausch von SMS-Kurznachrichten ähnelnden Micro-Bioggingdienst zu 
verstehen, dass sie ein Interesse daran haben, diese informelle, Small Talk ähnelnde und möglicherweise 
besonders freimütige, spontane und direkte Kommunikation (im Unterschied zur Twitter Öffentlichkeit) 
vertraulich zu halten. Würde der Adressat dieser vertraulich zu haltenden Kommunikation den 
Austausch auch nur in anonymisierter Form veröffentlichen, würde er den Zweck dieser Speicherung 
personenbezogener Daten verändern, ohne beim Absender nachgefragt zu haben, ob er mit dieser 
Zweckänderung und dem Bekanntwerden der von ihm angesprochenen Themen einverstanden ist. 

Genausowenig wie der Behörde ohne Einverständnis des Kommunikationspartners nach der EU 
DSGVO erlaubt wäre, eine Sammlung von DMs zu veröffentlichen und zwar auch dann, wenn die 
personenbezogenen Daten der Absender geschwärzt würden, so wenig kann der Behörde erlaubt sein, 
ohne informiertes Einverständnis ihrer Kommunikationspartner offen zu legen, zu welchen Themen und 
mit welcher Tendenz die Öffentlichkeit mit Hilfe eines bewusst gewählten vertraulichen 
Kommunikationsweges den Kontakt zu ihr gesucht hat. 

4. 
Die Kostenentscheidung beruht auf§ 73 Abs. 3 Satz 3 VwGO i. V. m. § 80 Abs. 1 
Satz 3 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG). 
Die Gebührenentscheidung ergibt sich aus § 10 IFG i. V. m. § 1 Abs. 1 der Verordnung über die 
Gebühren und Auslagen nach dem Informationsfreiheitsgesetz (IFGGeb V). 

Entsprechend Nr. 5 des Teils A der Anlage zu§ 1 Abs. 1 IFGGebV ist bei 
(auch nur teilweiser) Zurückweisung des Widerspruchs eine Gebühr von mindestens 30 € zugrunde zu 
legen. Insofern ist hier ist eine Gebühr von 30 € festgesetzt worden. 

Ich bitte Sie, den Betrag von 30 € innerhalb eines Monats zu überweisen an Begünstigter: 
Kreditinstitut 
BIC: 
I BAN: 
Verwend ungszweck: 
Bundeskasse Halle 
Deutsche Bundesbank Filiale Leipzig 
MARKDEF1860 
DE38 86000000 0086001040 
1181 3056 9119 BEW 03073668 

Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage beim Verwaltungsgericht 
Berlin, Kirchstraße 7, 10557 Berlin erhoben werden. 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. 
Der Klage nebst Anlagen sollen so viele Abschriften beigefügt werden, dass alle Beteiligten eine 
Ausfertigung erhalten können. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Im Auftrag 
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BUNDESMINISTERIUM DES INNERN 

Ha u sa nord n u ng 

N u tzu ng von sozialen Medien im BMI 

1 Begriffsbes timm u ng 

An\age\;S 

Gr u p pe 3 Blatt 4.3 

Sozi ale Med ie n  s ind i nter netb as ierte medi ale A ngebote, d ie auf sozi aler I nter akt io n, nut­

zerge ner ierte n I nh alte n u nd de n tech nische n Mögl ichkeite n des Web 2.0 b asiere n .  H ier­

zu gehöre n insbeso ndere soz iale Netzwerke (z. B. F acebook, Google+, j appy), 

M icroblogg ing-Die nste (z. B .  Tw itter), W ikis (z. B .  Wik iped ia), Weblogs, Fore n sow ie Por­

t ale zum Aust ausch vo n Med ie n  (z. B. youtube). 

2 N u tz u ng von sozialen Medien im BMI 

2.1 Die nstl iche Nutzu ng soz ialer Med ie n  

Als d ie nstliche Nutzu ng g ilt d ie akt ive Kommu nik at io n  über d ie vom BMI betriebe ne n 

Profile u nd Accou nts sow ie jegl iche Äußeru ng im N ame n des BMI in soz iale n Med ie n. 

U nabhä ng ig h iervo n kö nne n  sozi ale Med ie n  durch d ie Org anis atio nse inhe ite n des H au­

ses im Hi nblick au f F achtheme n im R ahme n der tech nische n Verfügb arke it verfolgt u nd 

ggf. ausgewertet werde n (p ass ive Nutzu ng). 

2.1 .1  D ie nstl iche Nutzu ng soz ialer Med ie n  durch d ie Org anis at io nse inhe ite n des BMI 

Die d ie nstl iche Nutzu ng sozi aler Med ie n  im BMI erfolgt gru ndsätzl ich durch d as Refer at 

" Presse; Öffe ntl ichke its arbe it; I nter net " ( Presserefer at). 

Die die nstl iche Nutzu ng sozi aler Med ie n durch andere Org anis at io nsei nheite n des H au­

ses ist nur in begrü ndete n Aus nahmefälle n u nd nur für e in ge nau zu best imme ndes u nd 

abzugre nze ndes Them a, Projekt oder Vorh abe n zuläss ig. 

D ie Org anis atio nsei nhe ite n des H auses kö n ne n  h ierzu nach vorher iger B ill igu ng durch 

d ie fachl ich zustä nd ige Abte ilu ngsle itu ng d as Presserefer at um Zust immu ng zur e ige n­

stä nd ige n d ie nstl iche n Nutzu ng soz ialer Med ie n  ersuche n .  

E ntspreche nde Ersuche n s ind über d ie f achl ich zustä ndige Abte ilu ngsle itu ng schr iftl ich 

an d as Presserefer at zu r ichte n. D as Presserefer at prüft d as Ersuche n im H inbl ick auf 
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Kompatibilität mit dem Internetauftritt und sonstigen Internetangeboten des BMI und die 

Leitung des Pressereferats entscheidet dann im Einvernehmen mit dem 

• Personalreferat (AG Z I 1) im Hinblick auf personalwirtschaftliche Auswirkungen und 

Fragestellungen, 

• Organisationsreferat (Referat Z I 2) im Hinblick auf hausorganisatorische Auswir­

kungen und Fragestellungen, 

• Haushaltsreferat (Referat Z I 5) im Hinblick auf haushalterische Auswirkungen und 

Fragestellungen sowie 

• luK-Referat (Referat Z II 1) im Hinblick auf IT-relevante Auswirkungen und Frage­

stellungen 

abschließend über den Antrag. 

2.1. 2 Erstellung eines Kommunikationskonzepts 

Die beantragende Organisationseinheit hat dem Pressereferat als Entscheidungsgrund­

lage im Rahmen der Antragstellung ein Kommunikationskonzept vorzulegen, welches 

insbesondere Aussagen zu folgenden Fragestellungen trifft: 

• Was ist Thema, Projekt oder Vorhaben, zu dem soziale Medien genutzt werden sol­

len? 

• Welches Ziel soll mit dem Einsatz von sozialen Medien erreicht werden? 

• Welches soziale Medium soll genutzt werden? 

• Welche Zielgruppe soll erreicht werden? 

• Welche Inhalte sollen in dem sozialen Medium präsentiert werden? 

• Für welche Dauer ist der Einsatz von sozialen Medien geplant? 

• Wie soll die Betreuung des sozialen Mediums organisatorisch im Rahmen der in der 

Organisationseinheit zur Verfügung stehenden Ressourcen sichergestellt werden? 

• Wie sind die fachlichen Verantwortlichkeiten festgelegt? 

• Wie soll eine inhaltliche Kontrolle der über das soziale Medium zu verbreitenden In­

formationen erfolgen? 

• Wie wird eine zeitnahe Reaktion auf Aktivitäten Dritter im ausgewählten sozialen 

Medium sichergestellt? 

• Wie wird mit kritischen und ggf. eskalierenden Diskussionsverläufen umgegangen? 
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• Soll auch eine Beobachtung anderer sozialer Medien zu dem Thema, Projekt oder 

Vorhaben erfolgen? Wenn ja, soll auch dort eine Reaktion auf Aktivitäten Dritter er­

folgen? 

• Wie ist die Einhaltung von 

Pflichten aus dem Telemediengesetz (TMG), 

Regelungen zum Datenschutz, 

Vorgaben zur Barrierefreiheit von lnternetangeboten, 

Regelungen bezüglich des Namens- und Markenrechts, 

Regelungen des Presse- und Urheberrechts sowie 

Haftungsregelungen 

sichergestellt? 

Die beantragende Organisationseinheit beteiligt im Rahmen der Erstellung des Kommu­

nikationskonzepts den Beauftragten für den Datenschutz im BMI im Hinblick auf die 

Einhaltung der maßgeblichen Regelungen zum Datenschutz. 

Das Pressereferat prüft das vorgelegte Kommunikationskonzept auf Plausibilität und 

Kompatibilität im Hinblick auf bereits bestehende Kommunikationskonzepte des Hauses 

und stellt die notwendigen Beteiligungen im Rahmen der Antragstellung sicher (siehe 

Ziffer 2.1.1 ). Es berät die Organisationseinheiten des Hauses hierzu. 

Bevor eine Organisationseinheit erstmalig mit der dienstlichen Nutzung von sozialen 

Medien beginnt, informiert diese hierüber das Lagezentrum (Referat KM 6), damit das 

Lagezentrum gegebenenfalls auch außerhalb der regulären Bürozeiten etwaige Fragen 

und Hinweise Dritter an die Organisationseinheit leiten kann. Eine Beobachtung der so­

zialen Medien durch das Lagezentrum erfolgt nicht. 

2.1.3 Regelungen zum Umgang mit aktenrelevanten Informationen und zum Daten­

schutz 

Alle aktenrelevanten Informationen im Rahmen der dienstlichen Nutzung von sozialen 

Medien sind unter Beachtung der datenschutzrechtlichen Regelungen zu verakten. 

Wurden die Kommunikationspartner im sozialen Medium nicht explizit auf eine mögliche 

Veraktung der Kommunikation hingewiesen, so hat diese unter Anonymisierung aller 

personenbezogenen Daten zu erfolgen. Es gelten die Regelungen der Registraturrichtli­

nie (RegR) sowie der Hausanordnung Gruppe 8 Blatt 1 ,.Verwaltung des Schriftguts im 

Bundesministerium des lnnern". 
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2 . 1 .4 Regelungen im Falle der Eskala tion der Kommunikation ü ber ein so ziales Medi ­

u m  

Ko mmt es im Rahmen einer dienstlichen Nut zung so zialer Medien zu einer Eskalation 

der Kommunikation über ein s oziales Medium - insbesondere bei ein er sich hieraus er­

ge benden Gefahr eines Schadens in der Außendarstellung des BMI -, so hat die be ­

t ro ffene Organisa tionseinhei t  u nver züglich das Presserefera t hiervon in Kenn tnis zu se t­

zen . No twendige d eeskalierende Maßnah men werden durch das Pressereferat und der 

fachlich be tro ffenen Organisations einheit eingeleit et. 

2 .1 . 5  Sel bs teintritt und Evaluation 

Das Presserefera t kann jeder zeit die diens tl iche Nu tzung so zialer Medien von ein zelnen 

hier zu ermächtigten Organisa tionseinheiten in seiner alleinigen Zus tändigkeit ü berneh ­

men ( Sel bs teintritt) . 

Zudem evaluier t das Presserefera t anlass be zogen die dienstliche Nut zung so zialer Me­

dien ein zelner hier zu ermächtigter Organisationseinheiten . Wird im Erge bnis der Evalua ­

tion fes tges tellt , dass 

• maßge bliche der im Kommunikationskon zept der ermäch tigten Organisationseinheit 

im Rahmen de r Antrags tellung dargeleg ten Rahmenbedingung en (si eh e  Zi ffer 2.1 . 2) 

nich t mehr zutre ffend oder weggefallen sind bzw . 

• die Nu tzer zahlen des so zialen M ediums ( z. B. An zahl der " Freunde " und/oder " Pos ts "  

auf einer Facebook-Sei te, An zahl der " F ollower " eines Twi tter-Accounts , An zahl der 

,,Posts " in Webblogs oder For en ,  Seitenaufrufe im so zialen Medium) derart gering 

sind , dass eine fachliche Be treuung und Moderation durch die bislang zuständig e 

Organisationseinhei t  unwirtschaftlich ist, 

so entscheidet die Leitung des Pressereferats abschließend über eine Einstel lung der 

Nut zung des so zialen Mediums durch die hier zu ermächtig te Organisa tionseinhei t  

Dem Pressereferat o bliegt in diesem Fall die wei ter e Be treuung und Moderation des so­

zialen Mediu ms und ggf . die geordne te A bwicklung des Zugangs un ter Berücksichtigung 

d er einschlägigen datenschu tzrech tlichen Regelungen. 

Hi er zu sind dem Presserefera t all e notw endigen Zugangsda ten ( Benu tzernamen, Pass­

wörter , etc .) für die genut zten so zial en Medien zu überg eben. 

Stand : 2. De zem ber 20 13 
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2. 2 Private Nutzung sozialer Medien 

Für die private Nutzung sozialer Medien am Arbeitsplatz-P C  oder mithilfe dienstlich zur 

Verfügung gestellter mobiler Endgeräte gelten die Regelungen des B MI zur privaten ln­

ternetnutzung. 

Die private Nutzung sozialer Med ien am Arbeitsplatz-P C  oder mith ilfe d ienstlich zur Ver­

fügung gestellter mobiler Endgeräte ist demnach in geringfügigen Umfang zulässig , so­

we it die dienstliche Aufgabenerfüllung und die Ve rfügbar keit des I T-S ystems für dienstli­

che Zwec ke nicht beeinträcht igt werden sowie haushaltsrechtliche Grundsätze dem 

n icht entgegenstehen (siehe Z iffer 9. 2.4 der Hausanordnung Gruppe 3 Blatt 4.1 "Einsatz 

von Informationstechni k  (IT)"). 

Es gelten folgende Einschrän kungen : 

• Das Abrufen von kostenpflichtigen Informationen für den Pr ivatgebrauch ist unzu­

lässig. 

• Im Rahmen der zulässigen pr ivaten Nutzung dürfen keine kommerziellen oder sons-

tigen geschäftlichen Zwec ke ve rfolgt werden. 

Die Weitergabe von Infor mationen m it Dienstbezug - auch in anon ymis ie rter For m -

m ittels sozialer Med ien im Rahmen der privaten Nutzung am Arbe itsplatz-P C  oder m it ­

h ilfe d ienstlich zur Ve rfügung gestellter mobiler Endgeräte ist unzulässig . Dies g ilt auch 

bei der Ve rwendung von Nutzernamen (sog. " Nic knames ") , die zunächst keine Rüc k­

schlüsse auf eine tatsächl iche Identität ermöglichen. 

Für pr ivate Äußerungen in soz ialen Medien m it Bezug zur dienstlichen Tätig keit gelten 

d ie einschlägigen Regelungen des Beamten-, Tarif- und Arbeitsrechts insbesondere zur 

Mäßigung, Zurüc khaltung und Verschwiegenhe it im Außenverhältnis. 

Di e V erbre itun g v on ra ssis tis ch en, d if fam ieren den , b ele idi gen den oder ve rfa ssungs­

feindlichen sowie sonstigen strafrechtlich relevanten Inhalten im Rahmen der p rivaten 

Nut zung soz ialer Med ien ist unzuläss ig und z ieht neben dienst - und arbe itsrechtl ichen 

Folgen auch straf rechtl iche Konse quenzen nach sich. 

3 Maß nahmen bei Ver stößen/Mi s s brauch sregelu ng 

Die Internetnutzung wird gemäß der Regelungen der Ziffer 10 der Hausanordnung 

Gruppe 3 Blatt 4 .1 " E insatz von Informationstechni k (IT)" proto kolliert. 

Stand : 2. Dezember 2013 



- 6 -

B ei V erd ac ht eines V er stoß es g eg en d ie R eg elu ng en d ieser H au sanord nu ng sind Maß­

nahm en entspr ech end d er Z if fer 11 d er H au sanord nu ng Gru ppe 3 Bl att 4.1 "Einsatz vo n 

I nform atio nstec hnik (IT)" einzul eiten. 

4 Schutz von An gehöri gen des BMI 

Erl ang e n  Org anisatio nseinh eiten od er einz el ne M itarb eiter d es H au ses üb er D iff am ie­

ru ng e n  od er B el eid igu ng en einz el ner A ng ehör ig er d es B MI bzw. d ie V erbr eitu ng o ffen­

sic htl ic h  u nw ahr er B ehau ptu ng en üb er d iese in soz ial en Med ien Ken ntnis, so ist d ies 

d em Pr esser efer at m itzu teil en. No tw end ig e M aß nahm en w erd en d ann durch d as Pr es­

ser ef er at in Ab stimmu ng m it d e n  b etroff enen Per so nen eing el eitet. 

S tand :  2. D ez emb er 2013 



Social Media Aktivitäten des BMI https :/ /fragdenstaat. de/anfrage/social-media-aktivitaten-des-bmil 

Von Bundesministerium des Innem, für Bau und Heimat per Briefpost - Anlage l<6 
Betreff Informationsfreiheitsgesetz 

Datum 5. April 2018 

Status Anfrage abgeschlossen 

Anhänge 

� ifg_bmi_geschwaerztpdf ! 2.4 MB l l  öff.nttich J (  gHchwirzt] 

Sehr geehrter Herr Wolff. 

mit E-Ma1l vom 22. Februar 2018 bitten Sie auf Grundlage des Informationsfreiheitsgesetzes (IFG) um die Übersendung folgender Unterlagen: 

• interne RIChtlinien oder Handlungsanweisungen (z.B. zur Ansprache von N utzerinnen und Nutzern o.ä.) mit Bezug zu den Soeial Media Kanälen des BMI 

- Konzeptions- oder Strateg1edokumente. die zur Ausrichtung der Social Media Kanäle d1enen (z.B. Sociat-Media-Konzept mit definierten Zielgruppen. Maßnahmen. Posting-Ver­

llalten usw.) 

• Dokumente in denen das BMI seine Aktivitäten auf Sozialen Netzwerken evaluiert 

Hrerzu teile ich Ihnen folgendes rnit: 

Das BMI nutzt seit dem 09. Ma1 2016 das soziale Netzwerk Twitter als zusätzlichen Kanal der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit. Die Federführung für das Thema Sooal Media i m  

B M I  liegt beim Referat Presse, Online-Komrnunikation, Ö ffentlichkeitsarbeit. 

Hinter der Nutzung von Tw1tter stehen seitens des BMI die folgenden konzeptionellen Überlegungen: 

Soziale Medien wie Twirter oder Facebock s1nd heute selbstverständliche und gängige Kommunikations· und Infonnationskanäle. Zahlreiche Ministerien, Bundesbehörden, Kom· 

munen und öffentliche Einrichtungen nutzen sie bereits für den Dialog mit Bürgern, Medtenvertretern und weiteren Zielgruppen. Das BMI war · abgesehen vom seit Jahren beste· 

henden YouTube·KanaL der vor allem genutzt wurde, um Vtdeos i n  die BMI-Website etnzubinden · das einzige Bundesressort das b1sher nicl1t im Social Web aktiv war. Dies wurde 

gerade i m  letzten Jahr sowohl von außen, als auch 1m BMf selbst zunehmend als h i nderlich für die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit wahrgenommen. Die Vorteile und Chancen, 

die e111e Social Media-Aktivität bietet. wollte daher auch das BMI künftig nutzen. 

Insbesondere möchte das BMI: 

· Zielgruppen erreichen. die allein über .,klassische'· Kanäle der Öffent lichkeitsarbeit (z.B. Broschüren, Veranstaltungen. Website) nicht mehr erreicht werden können ("Digital Natl· 

ves' ): sie sollen direkt i m  Socia l Web informiert. aber auch zu anderen Angebote des BMI (z.B. Website) .. geholt" werden: 

• die Öffentlichkeit schnell und direkt (ohne Umweg über Dritte) über seine Thernen informieren, 

• etnen .. kurzen Draht" zu se111en Zielgruppen schaffen. auf dem das BMI schnell. bequem (per Smartphone) und unbürokratisch erreichbar ist (Servicefunktion); 

• über eine schnelle und auf\vandsarrne Reaktionsmöglichkeit u.a. auf aufkommende Tllernen. Kritik, Unzufriedenheit falsche Berichterstattung und Gerüchte tm Netz verfügen; 

• transparenter werden; 

• mit seinen Zielgruppen (v.a. Med1enschaffende. Fachleute zu unseren Themen, politisch interessierte Bürgerinnen und Bürger sowie andere Behörden) in den direkten Dialog tre· 

ten. 

Mit BliCk aufseine Zielgruppen und dte Möglichkeit i n  ,Echtzeit"' zu posten, hat s1ch das SM! zunächst für das soziale Netzwerk Tw1tter entschieden. Die Nutzung weiterer Social 

Networks 1st derzeit nicht geplant. 

Das Referat Presse hat den Anspruch, auf dem Twitter-Kanal aktuell zu informieren und Kommentare sowie Direktnachrichten möglichst schnell zu beantworten. Der Kanal wird 

daher täglich, im Rahmen eines Bereitschaftsdienstes auch am Wochenende, betreut. 

Zu diesem Zweck wurde eine Social Media - Redaktion. derzeit bestehend aus drei Vollzeit-Mitarbeitern, eingerichtet. Die redaktionelle Verantwortlichkeit liegt beim Pressesprecher 

des Ministeriums. 

Das BMI hat Diskussionsregeln (Netiquette) aufgestellt, die von Nutzerinnen und N utzern der sozialen Kanäle auf unserer Website eingesehen werden können und auf die bei Be· 

darf verlinkt werden kann: 

https:/ /www.bmi.bund.de/DE/KontakVSociaiMedia/SociaiMedia node.himl. 

Das BMI evaluiert seine Twitter·Aktivitäten nicht (selbst), sondern kann als Seiten· Administrator Einblick in die Twitter Analytics nehmen. Etne gesonderte/strukturierte Auswer­

tung erfolgt nicht 

Mit freundlichen Grüßen 



Bundesministerium des Innem, fur Bau und Heimat auf Tw itter: . . .  https://twitter.com/BMI_Bund/status/ 1  0406 1 6 124537339905 

,An\ag.e . \J ·+ 

Claus-Peter Reisch @CiausReisch · 11. Sep. V 

Hallo Herr Seehafer (HS @BMI_Bu nd), dies ist eine Dienstleistungsanfrage des 

Bürgers @CiausReisch. Ich nehme Ihr Dialogangebot an.  Wann haben Sie Zeit. zu 

einem konstruktiven Gespräch bei einem Weißwu rstfrü hstück im Hofbräu haus 

zum Thema Seenotrettung? 

Q 29 t.l. 595 3,2 Tsd. 

Bundesministerium des lnnern, . . . 
@BMI_Bund 

( Folgen ) v 

Antwort an @CiausReisch 

Das B MI i st ge rne zu e i n e m  G e s p räch m i t  
Ih n e n  bere it, a u c h  we n n  e i n  Te rm i n  b e i m  
M i n ister l e i d e r  n i c ht mög l ich  i st .  M e l d e n  S i e  
s i ch p e r  D M ,  u m  d i e  E i nzel he iten (Te rm i n  etc.) 
zu bes p rec h e n .  
07:59 · 14. Sep. 2018 

12 Retweets 53 "Gefällt mir" -Angaben 

0 29 n 12 53 

Edding @9nibb3 · 14. Sep. 

Antwort an @BMI_Bund @CiausReisch 

Der (HS) aka unser wert er Herr Innenminister ist mit verlaub ein Feigling. 

Q 2 n 51 

Edding @9nibb3 · 14. Sep. 

Ich wette nach der Bayernwahl hätte er Zeit. 

Q 3 n 35 

Jörg Schimke @New_Joerg · 14. Sep. 

Viel Zeit, sehr viel Zeit.. 

0 n 18 

Seehofers_Horst @ichbi nsderhorst · 15. Sep. 

Antwort an @BMI_Bund @CiausReisch 

Unsinn! !  Natürlich habe ich Zeit' @BMI_Bund machen Sie bitte mit dem Mann 

einen Termin und bestellen Sie auch Vertreter der Presse, aber bitte nicht die 

@BILD I 

Q n 16 

Jensi @DG7ABL · 14. Sep. 

V 

V 

V 

V 

V 

X 


